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I m N a m e n d e s V o l k e s

Verkündet

am 15„ Mai 7956
In Sachen

Beklagten und Revisionsklägers,

gegen

Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 10. Senat des Bundessozialgerichte auf die

mündliche Verhandlung vom 15„ Mai 1956

lfür ßecht erkannt:

1‚) Die Revision gegen das Urteil des Landessozial—

gerichts
. . , . . . . vom 15, Mai 1955 wird zurück—

gewiesen°

2„) Der Beklagte hat der Klägerin die außergerichtli—

chen Kosten zu erstatten°
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natbgstandzg-v

Die Klägerin, deren erster Ehemannim Jahre 1945 an den
Folgen einer Kriegsverwundung gestorben ist, heiratete am 240

‘Februar 1951 in kxxxxx wieder und beantragte am 29„ August 1951

die Gewährung einer Heiratsabfindung auf Grund des 5 44 Bundes—
versorgungsgesetz (BVG)° Ihr Antrag wurde durch Bescheid vom
290 März 1952 und durch Einspruchsentscheidung vom 15° Februar

1953 abgelehnt, weil sie im Zeitpunkt der Antragstellung zum
Bezug der Witwenrente nicht mehr berechtigt gewesen sei und

damals den Antrag auf Heiratsabfindung nicht mehr rechtswirk—

sam stellen konnte (5 44 BVG in der ursprünglichen Fassung

vom 20.32.3950)° '

Auf die Klage hob das Sozialgericht (SGer‚) kxxXxx durch
Urteil vom 18° Mai 1954 die Verwaltungsentscheidungen auf und

verurteilte den Beklagten„ der Klägerin die Heiratsabfindung
im Betrage von 1200,—— DM zu zahlen. Die Entscheidung ist da—

mit begründet, daß die Änderung des 5 44 BVG durch die Novelle

vom 7„ August 1953 (BGB1‚ I s. 862) lediglich klarstellen woll—
te, was schon vorher rechtens war und daß daher auch schon vor

dem Inkrafttreten der Novelle in allen Fällen, über die im
Zeitpunkt des Inkrafttretens noch nicht rechtskräftig entschie—

den war, ein Anspruch auf Heiratsabfindung anzuerkennen sei‚

selbst wenn die Witwe vor ihrer Wiederverheiratung die Witwen—

rente noch nicht beantragt hatte°

Das SGer. ließ in seinem Urteil die Berufung nicht zu°

In der Rechtsmittelbelehrung heißt es u.a„: "Gegen dieses Ur—

teil findet nach 5 144 Abs. 1 Nr„ 1 Sozialgerichtsgesetz (see)

nur die auf 5 150 Nr. 2 SGG gestützte Berufung statt".

Die Berufung des Beklagten wurde durch Urteil des Landes—

sozialgerichts (LSGer„) vom 13„ Mai 1955 auf Grund des 5 144

Abs° 1 Nr° 1 SGG als unzulässig verworfeno Das LSGer° führte_

aus, daß die Zulässigkeit der Berufung auch nicht aus 5 150

Nr° 2 SGG hergeleitet werden könne. Selbst wenn die Nichtzu—

lassung der Berufung nach 5 150 Nr. 1 SGGein wesentlicher
Mangel des Verfahrens sei, beruhe die Entscheidung des SGer„

nicht auf diesem Mangel° Das LSGer° hat in seinem Urteil die

_3_JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 3 _

Revision zugelassen,

Gegen dieses, am 25. Juni 1955 zugestellte Urteil hat der Be—
klagte am 140 Juli 1955 Revision eingelegt und sie zugleich be—
gründet„ Er beantragt, unter Aufhebüng_der angefochtenen Urteile

die Klage abzuweisen; hilfsweise beantragte er, die Sache an das

LSGer„ Berlin zurückzuverweisen„ Der Beklagte rügt die Verletzung

des @ 150 Nr, 1 und 2 SGGund des 5 44 BVG..Er führt zur Begrün—
dung der Revision aus, das SGer° habe die Berufung nicht zugelas—

sen„obwohl es sich bei der Auslegung des 5 44 BVG um eine Rechts—

frage von grundsätzlicher Bedeutung handle. Dadurch habe es 5 150

Nr„ 1 SGG verletzt, Trotz der Rüge dieses Mangels im Berufungs—

verfahren habe das LSGer° die Berufung als unzulässig verworfen°

In der mündlichen Verhandlung rügte der Beklagte außerdem, diese

Vorschrift sei auch deshalb verletzt, weil das SGer. in der Aus—

legung des 5 44 BVG von einem Urteil des im Rechtszug übergeord—

neten LSGer„ abgewichen sei und daher die Berufung hätte zulas—

sen müssen° In der Nichtzulassung der Berufung liege ein wesent—

licher Verfahrensmangel, der nach 5 150 Nr. 2 SGG gerügt werden

könne° In der Sache selbst ist der Beklagte der Auffassung, daß

der Anspruch auf Heiratsabfindung unbegründet sei, weil die Klä—

gerin im Heiratsmonat keinen Anspruch auf Witwenrente gehabt

habe und @ 44 BVG durch die Zweite Novelle nicht rückwirkend ab

1, Oktober 1950 geändert worden seid

Die Klägerin beantragte die Zurückweisung der Revision° Sie

ist der Ansicht, daß die Unterlassung der Zulassung der Beru—

fung keinen Verfahrensmangel darstellea

3-389b533@asssründs =

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und be—

gründet worden;_sie ist auch durch Zulassung nach @ 162 Abs° 1

Nr„ 1 SGG statthaft° Sie ist hiernach zulässig, konnte jedoch
keinen Erfolg haben°

Der Beklagte beanstandet zu Unrecht, daß das L8Ger. nicht

eine ihm günstige Sachentscheidung getroffen, sondern seine Be—

rufung gegen das ihm ungünstige Urteil des SGer. als unzulässig-

verworfen hate Das Urteil des LSGer„ enthält keine Rechtsver—

letzung im Sinne des 5 162 Abs. 2 SGG„
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Das-L8Ger° hat mit Recht angenommen, daß die Berufung des

Beklagten nach 5 144 Abs° 1 Nr. 1 SGGnicht zulässig war und
daß die Voraussetzungen, unter denen eine solche Berufung

ausnahmsweise nach 5 150 SGGzulässig ist, nicht erfüllt wa—
ren„

Nach5 144Abs. 1 Nr. 1 SGGist die Berufungnicht zuläs—
sig bei Ansprüchen auf einmalige Leistungen° Da die Klägerin

mit der Klage die Zuerkennung einer Heiratsabfindung nach

5 44 BVG, die in einem festen Geldbetrag besteht, begehrte
und das Gericht des ersten Rechtszuges über diesen Anspruch

entschieden hat, handelt es sich um einen Anspruch auf eine

einmalige Leistung im Sinne des 5 144 Abs, 1 Nr" 1 SGG. Die
Anwendbarkeit dieser Vorschrift wird nicht dadurch ausgeschlos—

sen, daß die Klägerin mit der Klage nicht nur die Verurtei—

lung des Beklagten zu einer Leistung, sondern auch die Auf—

hebung eines Verwaltungsaktes, nämlich des Bescheides vom

29° März 1952 und der Einspruchsentscheidung vom 13. Februar

1953, verlangt hatte. Die Leistungsklage und die Aufhebungs—

klage hängen in diesem Falle so eng miteinander zusammen, daß

die Leistungsklage ihr Ziel überhaupt nicht erreichen könnte,

wenn die Klage nicht zugleich auf die Aufhebung des Verwal—

tungsaktes, durch den die von der Klägerin beanspruchte Lei—

stung abgelehnt wurde, gerichtet wäre (vgl° @ 54 Abs° 4 SGG)°

Wäre die Anwendung des 6 144 Abs° 1 Nr. 1 SGG bei einer mit
einer Leistungsklage verbundenen Aufhebungsklage ausgeschlos—

sen, so blieben nur reine Parteistreitigkeiten (@ 54 Abs° 5

SGG) als einziges Anwendungsgebiet dieser Vorschrift übrig,
Diese Folgerung kann aber im Hinblick auf den Zweck des 5 144

SGG nicht gezogen werden, da die rechtspolitischen Gründe, die

allgemeine Statthaftigkeit der Berufung (@ 143 SGG) einzu—
schränken, für Parteistreitigkeiten und Anfechtungsklagen in

gleicher Weise zutreffen. Die Berufung war somit nach @ 144

Abs° 1 Nr° 1 SGG nicht zulässig°

Das LSGer. hat auch zutreffend entschieden, daß die nach

5 144 Abs° 1 Nr° 1 SGC unzulässige Berufung nicht ausnahms—

weise nach 5 150 SGGzulässig war, Der Fall des 5 150 Nr„3 SGG

kamnach der Sachlagenicht in Betracht. Von der Möglichkeit,
die Berufung nach 5 150 Nr‚ 1 SGG zuzulässen, hat das 8Ger„
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keinen Gebrauch gemacht und, wie die Rechtsmittelbelehrung erken—

nen läßt‚ offensichtlich auch keinen Gebrauch machen wollen° Die

Berufung war also nicht zugelassen.

Mit Recht hat das LSGer° auch trotz der im Berufungsverfah—.

ren vorgebrachten Rüge, das SGer. hätte die Berufung wegen der

grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache zulassen müssen, die

Berufung als unzulässig angesehen° Der Beklagte hatte nämlich

mit seinem Vorbringen einen wesentlichen Mangel des Verfahrens

im Sinne des 5 150 Nr° 2 SGG nicht schlüssig gerügt° Es kann
dahingestellt bleiben, ob die beim SGer° anhängige Rechtssache

grundsätzliche Bedeutung hatte und ob das SGer. aus diesem Grunde

nach @ 150'Nr° 1 SGG verpflichtet war, die Berufung zuzulassen°

Denn selbst wenn das SGer° darin irrte, daß es diese Fragen ver—

neinte, so hatte es damit nicht gegen eine Vorschrift verstoßen

die das Verfahren im ersten Rechtszuge regelt. Der erste Halb—

satz des 5 150 Nr° 1 SGG enthält zwar insoweit eine verfahrens—

rechtliche Vorschrift, als er das SGer. für die Entscheidung

über die Zulassung der Berufung für zuständig erklärta Gegen

eine Verletzung dieser Vorschrift richtet sich die Revision

nicht° Im zweiten Halbsatz sind die Voraussetzungen genannt,

unter denen die Berufung zuzulassen ist‚ Er bezieht sich also

auf den Inhalt der Zulassungsentscheidung.

Das SGer° hatte daher im vorliegenden Falle allenfalls

eine den Inhalt seiner Entscheidung betreffende Vorschrift un—
richtig angewendet„ Diese Entscheidung konnte nicht auf Grund

des @ 150 Nr° 2 SGG mit der Berufung angegriffen oder vom Be—

rufungsgericht nachgeprüft werden (vgl‚ Urteil des BSG vom

153956 —4 RJ 156/55 —und die dort angeführten Entschei—
dungen)„

An die Nichtzulassung der Berufung hat sich das LSGer„

mit Recht für gebunden gehalten° Seine Auffassung steht im

Einklang mit der Rechtsprechung des erkennenden Senats (Be—

schluß vom 29„2„1956 — 10 RV 330/54 —) und anderer Senats des

Bundessozialgerichts (vgl" das angeführte Urteil vom 1„5‚1956

— 4 RJ 156/55)0 Das SGG hat in dem 5 150 die Entscheidung über

die Zulassung der Berufung dem Gericht überlassen, dessen Ur—

teil mit dem Rechtsmittel angefochten werden kann° Das Gesetz

hat die Nichtzulassungsbeschwerde gegen diese Entscheidung des
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Zulassungsgerichts — wie etwa in 5 53 Abs° 3 des Gesetzes

über das Bundesverwaltungsgericht vom 23° September 1952

(BGBl° I 30 625) — den Beteiligten bewußt nicht eingeräumt°

Durch die erst im Revisionsverfähren erhobene Rüge, das

SGer° sei bei der Auslegung des 5 44 BVG von einem Urteil des

LSGer° Berlin abgéwichen und habe damit gegen seine Pflicht,

die Berufung zuzulassen, verstoßen, wird die Berufung, über

die das LSGer° schon entschieden hat, nicht nachträglich zu-
Alässigo Die Rüge eines wesentlichen Verfahrensmangels im Sinne

des 5 150 Nr, 2 SGG muß spätestens im Berufungsverfahren vor
der Entscheidung des LSGer° vorgebracht werden, wenn eine sonst

unzulässige Berufung nur durch eine solche Rüge zulässig ge—
macht werden soll° Es liegt nicht im Sinne des SGG, daß der

Revisionskläger das Revisionsverfahren dazu benutzen kann, um
eine in der Berufungsinstanz versäumte Verfahrensrüge nachzu—

holen und dadurch den Zugang zum Berufungsgericht sich zu ver—
schaffen, so daß über seinen Anspruch sachlich entschieden wer—
den müßte° Unter diesen Umständen brauchte nicht erörtert zu

werden, ob diese Rüge des Beklagten ebensowenig schlüssig ist
wie seine Rüge, das SGer, habe seine Pflicht, die Berufung we—

gen der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache zuzulassen,

verletzt°

Nach alledem ist die Berufung des Beklagten gegen das Ur—

teil des SGer° mit Recht als unzulässig verworfen worden° Hier—

nach mußte die Revision des Beklagten zurückgewiesen werden,

Die Entscheidung im Kostenpunkt beruht auf 5 193 Abs„ 1 SGG,
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